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Kompakt
Spekulationen
umWulff
Berlin. (rd) Fragen um einen
Privatkredit in Höhe von
500 000 Euro aus seiner Zeit
als niedersächsischer Minis-
terpräsident holen Christian
Wulff ein. Der Bundespräsi-
dent soll im Februar dem
Landtag in Hannover nicht
die volle Wahrheit gesagt ha-
ben, berichtet Bild online und
beruft sich auf vorliegendeDo-
kumente. Das Geld hatte sich
das Ehepaar Wulff offenbar
privat bei der Frau eines be-
freundeten niederschsischen
Unternehmers geliehen. Nach
einer Anfrage der Grünen im
Landtag, ob Wulff Geschäfts-
beziehungen zu dem Unter-
nehmer unterhalte, habe
Wulff im Landtag dies offiziell
verneinen lassen, berichtet
Bild online. Eine geschäftliche
Beziehung habe indes zu der
Ehefrau des Unternehmers be-
standen, von ihr habe sich
Wulff im Oktober 2008 das
Geld für den Kauf eines Einfa-
milienhauses geliehen.

Regierungserklärung
zum EU-Gipfel
Berlin. (dapd) Bundeskanzle-
rin Merkel wird morgen im
Bundestag die Beschlüsse des
EU-Gipfels für eine Fiskal-
union erläutern. Ihr Sprecher
Seibert kündigte gestern eine
Regierungserklärung an. Da-
rin werde die Kanzlerin auch
zur Einigung auf zusätzliche
Kredite der Notenbanken an
den Internationalen Wäh-
rungsfonds Stellung nehmen.

Milliardär will gegen
Putin antreten
Moskau. (dapd) Der russische
Milliardär Michail Prochorow
will bei der Präsidentschafts-
wahl im März gegen Minister-
präsident Putin antreten. Pro-
chorow könnte ein ernsthaf-
ter Herausforderer für Putin
werden, dessen Autorität
durch die Betrugsvorwürfe bei
der Parlamentswahl infrage
gestellt wurde.

Villepin fordert
Sarkozy heraus
Paris. (dapd)Der französische
Präsident Sarkozy erhält bei
den Präsidentschaftswahlen
im April Konkurrenz aus dem
eigenen Lager: Der frühere
Außenminister de Villepin hat
seine Kandidatur angekün-
digt. Er sehe sich als überpar-
teilichen Gaullisten, der den
Franzosen neue Hoffnung ge-
ben könne, sagte er.

Iran will Drohne
kopieren
Teheran. (afp) Der Iran will
eine Anfang Dezember abge-
fangene US-Drohne kopieren
und serienmäßig herstellen.
Der Unterausschuss für natio-
nale Sicherheit, geht davon
aus, dass der Iran durch die
Entschlüsselung der Codes In-
formationen über US-Spiona-
getechniken erhalten werde.

Landesweiter Streik
lähmt Italien
Rom. (dapd) In Italien sind die
Beschäftigten einemAufruf zu
einem landesweiten Streik ge-
folgt. Gestern versammelten
sich in vielen Städten Men-
schen auf den Straßen, um
gegen die Sparpläne der Regie-
rung zu protestieren.

DieMacht des Internets
Die Vergangenheit holt Karl-Theodor zu Guttenberg auch in Brüssel ein / Berater ohne Honorar

Von Sabine Brendel

Brüssel.
Der frühere Bundesverteidi-
gungsminister Karl-Theodor
zu Guttenberg wird Berater
der EU-Kommission – zur
Unterstützung von Internet-
Aktivisten in autoritären
Staaten.

An der Seite Karl-Theodor zu
Guttenbergs wirkt EU-Kom-
missarin Neelie Kroes an die-
sem Montagmittag immer an-
gespannter. Doch auch der
ehemaligeDoktor gibt inBrüs-
sel kein gutes Bild ab. „Der
stand da wie ein begossener
Pudel“, sagt ein Schweizer
Journalist. Dabei hatte Kroes
gehofft, mit dem einstigen
deutschen Verteidigungs- und
Wirtschaftsminister einen pro-
minenten Berater gefunden zu
haben - für die Freiheit des
Internets in autoritär regierten
Staaten.

Stattdessen muss Kroes er-
kennen, dass sich mit Gutten-
berg keine guten Schlagzeilen
für ihr Anliegen mit der Inter-
net-Freiheit erzielen lassen.
Die Fragen in der Pressekonfe-
renz drehen sich fast aus-
schließlich darum,warumaus-
gerechnet der umstrittene Ex-
Politiker EU-Berater wird.
Und Guttenberg muss nach
seinem jüngst verpatzten
Comeback-Versuch in
Deutschland erkennen, dass
ihn seine Vergangenheit auch
in Brüssel einholt.
Im März war der damalige

CSU-Hoffnungsträger als Ver-
teidigungsminister zurückge-
treten, da er seine Doktor-
arbeit größtenteils abgekup-
fert hatte. Der Politiker hatte
das zuvor lange und vehement
abgestritten. EU-Kommissarin
Kroes ist anderes wichtiger.
„Ich halte Ausschau nach Ta-
lenten, nicht nach Heiligen“,
beschied sie.
Er habe in Deutschland

zwei Ministerposten bekleidet
und zudem internationale Er-
fahrung.Dieses Internationale
betont Guttenberg in Brüssel
besonders. Er gibt den weltge-
wandten Berater, der auf alle
Fragen nur in Englisch ant-
wortet. Verweist auf seine
„breit gefächerten Kontakte“
in aller Welt aus Ministerzei-

ten. Und auf seinen Wohnort:
„Ich bin in die USA gezogen“,
sagt Guttenberg. Da werde er
mit seiner Familie auch blei-
ben, vorerst. In denUSAarbei-
tet Guttenberg für eine Politik-
beratungsfirma. In Brüssel er-
hält er laut Kroes kein Hono-
rar. Die EU-Kommission stelle
ihrem neuen Berater auch

kein Personal zur Verfügung.
Lediglich Reisekosten bekom-
me Guttenberg erstattet.
Fragen nach seinen politi-

schen Bestrebungen in
Deutschland weicht Gutten-
berg aus.Dass er seineDoktor-
arbeit in großen Teilen abge-
schrieben hat, streift er nur am
Rande. „Ich bin persönlich der
Macht des Internets ausge-
setzt worden“, sagt er ohne
eine Spur vonReue.Das klingt
so, als obman dem frisch geba-
ckenen EU-Berater Unrecht
getan hat – und nicht er der
Wissenschaft. Plagiatsjäger
hatten auf einer eigens einge-
richteten InternetseiteGutten-
bergs Doktorarbeit auf Plagia-
te hin überprüft und ihre vie-
len Fundstellen dokumentiert.
Dass er über den Umweg

Brüssel zurück nach Deutsch-
land auf die politische Bühne
strebt, weist Guttenberg zu-
rück: „Um Missverständnis-
sen vorzubeugen, dies ist kein
politisches Comeback.“

Sein Auftritt wirkte wenig überzeugend: Karl-Theodor zu Guttenberg. Foto: Geert Vanden Wijngaert/Getty

Cameron spaltet
mit EU-Kurs
seine Koalition
Torys jubeln,Liberale und Labour-Politiker empört

Von Jasmin Fischer

London. Westminster müht
sich um Schadensbegrenzung:
Nachdem Premier David Ca-
meron am Freitag mit einem
spektakulärenAbgang dieEU-
Vertragsverhandlungen sabo-
tiert hat, will dieKoalition sich
nun um „konstruktive Zusam-
menarbeit“ in Brüssel bemü-
hen. In einer hitzigen Unter-
haus-Debatte musste der briti-
sche Regierungschef gestern
erkennen, dass er mit seinem
Veto mehr Probleme als Lor-
beeren geerntet hat.
„Es war keine leichte, aber

eine richtige Entscheidung“,
verteidigte Cameron seine
kontroverse Blockadehaltung
in Brüssel. Er nannte seine Be-
dingung - Schutzklauseln
gegen eine Besteuerung der
britischen Finanzbranche -
„bescheiden, vernünftig, wich-
tig“. Er habe die Wahl gehabt
zwischen „keine Schutzklau-
sel“ oder „keineVertragsunter-
zeichnung“: „Ich habe mich
gegen die Vertragsunterzeich-
nung und für unsere nationa-
len Interessen entschieden.“
Gleichzeitig signalisierte

Cameron - unter lautem Ge-
lächter - seine Unterstützung
bei der Euro-Rettung: „Wir
wollen ja, dass die geplanten
Maßnahmen funktionieren
undwerden uns dafürmit aller
Kraft engagieren. Das hilft
auch unserer Wirtschaft.“

Labour-Chef Ed Miliband
gingCameron hart an: „Sie ha-
benverloren, sindbesiegt“, rief
er unter Applaus und Buh-Ru-
fen, „Sie haben Großbritan-
nien im Stich gelassen. Das
Land ist isoliert, weil der Pre-
mier sich nicht in seiner Partei
durchsetzen konnte.“
Tory-Hardliner feierten den

Premier indes, allen voran der
Londoner Bürgermeister Bo-
ris Johnson, der vielen als Pre-
mier in Wartestellung gilt.
„Europa ist nur sauer auf uns,
weil wir Recht haben“, jubelte
er in seiner Montagskolumne
im Daily Telegraph.
Längst hat sich auch in den

Provinzen Wales und Schott-
land Unmut über Camerons
forschen Alleingang breitge-
macht.Ministerpräsident Alex
Salmond, der Schottland in
den nächsten vier Jahren vom
Königreich abspalten und in
dieEU integrierenwill, nannte
das Vorgehen einen groben
Fehler: „An Gesprächen, die
uns als Bundesland betreffen,
sind wir nun auf EU-Ebene
nicht mehr beteiligt.“
Mehr Sprengkraft steckt in

der Zwangsehe von euroskep-
tischen Tory-Hinterbänklern
und kosmopolitischen Libera-
len - zwei feindliche Lager, die
sich als Regierungskoalition
zusammenraufen müssen. Die
Geduldmiteinander nutzt sich
zunehmend ab, wie gestern
deutlich wurde.

Neuer Konflikt
mit PID-Gegnern
Verordnung soll Details des Gesetzes regeln

Von Daniel Freudenreich

Berlin. Die Bundesregierung
wird nicht vorschreiben, wie
viele Einrichtungen künftig
die Präimplantationsdiagnos-
tik (PID) vornehmen dürfen.
„Die Anzahl der Zentren rich-
tet sich nach der Qualifika-
tion, wir werden keine Zahl
vorgeben“, sagte Staatssekre-
tärin Ulrike Flach (FDP) unse-
rer Zeitung.
Im Juli haben die Abgeord-

neten ein Gesetz verabschie-
det, dasdiePID imAusnahme-
fall erlaubt. Und zwar, wenn
das Erbgut eines Paares so vor-
belastet ist, dass eine Tot- oder
Fehlgeburt wahrscheinlich ist.
Bei der PIDwird ein künstlich
erzeugter Embryo auf Erb-
krankheiten untersucht, bevor
er in die Gebärmutter einge-
pflanzt wird. Das soll die
Chance auf ein gesundes Kind
erhöhen.
Nun muss eine Verordnung

aus dem Gesundheitsministe-
riumdieDetails für dasGesetz
regeln. Dabei bahnt sich er-
neut ein Konflikt mit den Geg-
nern der PID an. In einem
Brief, der unserer Zeitung vor-
liegt, fordern sie Gesundheits-
minister Daniel Bahr (FDP)

auf, wenige Einrichtungen zu-
zulassen. „Gerade auch aus
Aspekten der Qualitätssiche-
rung sollte bei der anzuneh-
menden Zahl von etwa 200
Paaren eine kleine Zahl an li-
zenzierten Zentren sinnvoll
sein“, schreibenetwaCSU-Ge-
sundheitsexperte Johannes
Singhammer und Ex-Gesund-
heitsministerin Ulla Schmidt
(SPD). „Dieswürde auch dazu
beitragen, eine Ausweitung
der Fälle zum Beispiel aus
wirtschaftlichen Interessen zu
verhindern.“
Ohne das positive Votum

einer Ethikkommission darf
kein Paar eine PID machen.
Darin sollten nicht nur Ärzte,
sondern Vertreter aller gesell-
schaftlich relevantenGruppen
sitzen, heißt es im Brief. Auch
von Kirchen oder Behinder-
tenverbänden. „Die Zusam-
mensetzung steht noch nicht
abschließend fest“, so Flach.
Die Gegner fordern, dass die
Kommission einstimmig ent-
scheidet.
AusderenSicht lässt dasGe-

setz vieles offen. Etwa wie das
Lizenzverfahren für die Zent-
renaussieht undwelcheQuali-
fikation die Ärzte haben müs-
sen.

Streit lösen,bevor es zumGericht geht
Patrick Sensburg erhofft sich von einem neuen Gesetz die Stärkung der Mediation

Berlin. (wid)
Das neue Mediationsgesetz
wird Konflikte zwischen Bür-
gern entschärfen und die
Gerichte entlasten, hofft der
im Bundestag zuständige
Berichterstatter Patrick Sens-
burg (CDU).

Frage: Was ist Mediation?
Sensburg: Ein strukturiertes,
freiwilliges Verfahren zur
konstruktiven Beilegung eines
Konflikts.

Frage: Wozu braucht man das?
Es gibt doch Gerichte.
Sensburg: Bei Gericht gibt es
in der Regel nur einen Gewin-
ner und einen Verlierer. Ziel
der Mediation ist, dass beide
Parteien das Verfahren als Ge-
winner beenden können.Neh-
men wir an, zwei streiten sich
um eine Orange. Bei Gericht
bekommt der eine die Orange,
der andere verliert und trägt
die Kosten. In der Mediation
werden die Interessen heraus-
gearbeitet, die zum Streit ge-
führt haben. Dann zeigt sich
vielleicht, dass der eine die
Schale möchte, um einen Ku-
chen zu backen, der andere
nur den Saft.

Frage: Die Koalition wird jetzt
ein neues Mediationsgesetz
verabschieden. Warum?

Sensburg: Wir setzen damit
eine europäische Richtlinie
um. Wir wollen aber auch un-
abhängig davon der Media-
tion einen stärkeren Schwung
verleihen, damit diesesVerfah-
ren noch mehr genutzt wird.
Viele Bürger wissen gar nicht,
dass es eine solche Möglich-
keit gibt.

Frage: Ist das bisher nicht ge-
setzlich geregelt?
Sensburg: Es gibt Modellpro-
jekte in einigen Bundeslän-

dern wie Niedersachsen und
NRW, aber keine flächende-
ckende Regelung.

Frage:Undwas kommtanNeu-
em auf Bürger und Justiz zu?
Sensburg: Zum einen eine
qualitativ hochwertige Ausbil-
dung der Mediatoren. Bisher
konnte sich jeder, der wollte,
ein Schild an die Tür hängen:
„Mediator“. Jetzt gibt es Min-
deststandards für die Ausbil-
dung. Zum anderen setzten
wir den klaren Schwerpunkt

auf die außergerichtliche Me-
diation: Wir wollen möglichst
viele Streitigkeiten lösen, be-
vor sie zu Gericht gehen.

Frage: Sie haben einen neuen
Berufsstand erfunden, den
„Güterichter“?
Sensburg: Ein neuer Berufs-
stand ist das nicht. Das Güte-
richtermodell gibt es in ver-
schiedenen Ländern, wir wol-
len es bundesweit einführen
anstelle der gerichtsinternen
Mediation. Die Richter kön-
nen so ihre Mediationserfah-
rung, die sie dort erworben ha-
ben, weiter anwenden.

Frage: Was haben die Bürger
davon?
Sensburg: Die Bürger haben
einen Rahmen für ein neues
Verfahren. Sie können Strei-
tigkeiten außerhalb von Ge-
richten lösen, in allen Justiz-
zweigen, von der Finanz- über
die Arbeits- bis in die Verwal-
tungsgerichtsbarkeit.

Frage: Wann tritt das Gesetz in
Kraft?
Sensburg: Der Bundestag
wird es am nächsten Donners-
tag verabschieden, der Bun-
desrat voraussichtlich am 20.
Januar.

Mit Patrick Sensburg sprach
Winfried Dolderer

David Camerongestern imbritischen Parlament. Foto:Sang Tan/ap

„Die Bürger
können in al-
len Justiz-
zweigen
Streitigkeiten
außerhalb
von Gerichten
lösen“, wirbt
de Briloner
CDU-Bundes-
tagsabgeord-
nete Patrick
Sensburg für
das neue Me-
diationsge-
setz.
Foto:
Tim Cordes

„
Ich halte Ausschau
nach Talenten, nicht
nach Heiligen.

Neelie Kroes
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